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Gesetzsammlung
für das

Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
MI.

(Ausgegeben am 24. März 1894.)

1 „ 3 JMI 4.
D

vom 2. Jannar 1894,

die Abänderung der Arzneitaxc betreffend.

Infolge der in den Einkaufspreisen mehrerer Drogen und Chemikalien
eingetretenen Veränderungen hat sich eine entsprechende Umarbeitung der bisher
geltenden, auchfür die hierländischen Apotheken maßgebenden Königlich Preußischen
Arzueitaxe erforderlich gemacht.

Für Arzueimittel, welche auch in größeren, als den bisher in der Arznei-
taxe für die Preisberechnung zu Grunde gelegten Gewichtsmengen häufiger ärztlich
verordnet werden, sind nach solchen Gewichtsmengen Preise berechnet worden.

Weiße Gläser dürfen in Zukunft nicht höher als halbweiße berechnet werden.

Luxus-Arzneigefäße dürfen nur unter bestimmten, Seite 73 der Arzneitaxe

näher angegebenen Bedingungen zur Verwendung gelangen und berechnet werden.

Unter Bezugnahme auf §. 21 der Apothekerordnung vom 10. Juni 1859

und die Regierungsverordnung vom 18. Februar 1873 wird dies andurch mit

dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die umgearbeitete und in

R. Gärtner's Verlag, Hermann Hehfeler in Berlin erschienene Arzneitaxe für
das Jahr 1894 mit dem 1. Jannarl.Is. in Kraft getreten ist.

Greiz, am 2. Januar 1894.

Fürstlich Reuß.-Plauische, Landesregierung.v. iete
Saupe.

1



2. Regi AIu#kl.— 4 J.

vom 20. Januar 1894,

die Ertheilung der Rechte einer juristischen Person an die Fahnen-
Stiftung des privilegirten Bürgerschützencorps zu Greiz betreffend.

Mittelst Höchstlandesherrlicher Signatur vom 30. Dezember 1893 sind der

Fahnen-Stiftung des privilegirten Bürgerschützencorps zu Greiz die Rechte
einer juristischen Person verliehen worden.

Solches wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Greiz, am 20. Jannar 1894.

Fürstlich Reuß Plauische, Landesregierung.v. Dietel.

Saupe.

3 VWM 3 Sek. 4 J.

vom 24.4Jannar 1894,
die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an das Ernst

Arnold-Studien Stift in Greiz betreffend.

Mittelst Höchstlandesherrlicher Signatur vom 20. d. Mts. sind dem Ernst
Arnold-Studien-Stift in Greiz die Rechte einer juristischen Person verliehen worden.

Dies wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 24. Januar 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische, Landesregierung.v. Dietel.

Saupc.

4. Reg 3 21L. .E. 4 F

vom 2. März 1894,
betreffend Abänderung der Anweisung über das Verfahren bei der
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Ausstellung und dem Umtausche, sowie bei der Erneuerung (Ersetzung)
von Quittungetarten vom 22. November 1890

Die mittelst Regierungsbekanntmachung vom 22. November 1890 (G. S.

S. 47) veröffentlichte Anweisung, betreffend das Verfahren bei der Ausstellung
und dem Umtausche, sowie bei der Erneuerung (Ersetzung) von Quittungskarten

(§. 9. 101 ff. des Gesetzes, betreffend die Invaliditäts= und Altersversicherung,
6 22. Juni 1889,„Neichsgesesblat S. 97), wird in folgender Weise abgeändert:

Der Absatz2von den Worten: „Bleibt demgemäßt bis
 „zu machen= und der Absatz 3 der Ziffer 6 wird aufgehoben und

durch folgende Bestimmungen ersetzt:
„Bleibt demgemäß die Zulässigkeit der Ausstellung zweifelhaft und lassen

sich die Zweifel nicht alsbald beseitigen, so bleibt es dem Ermessen der Ausgabe-
stelle überlassen, entweder die Ausstellung der Karte auszusetzen und der für ihren

Bezirk zuständigen Versicherungsanstalt unter Mittheilung der die Zweifel begrün-
denden Umstände Gelegenheit zur Aeußerung binnen einer kurz bemessenen Frist
zu geben oder die Karte auszustellen und der Versicherungsanstalt unter Mit-

theilung der Bedenken von der Ausstellung der Karte Kenntniß zu geben.

Ist im ersteren Falle die Versicherungsanstalt mit der Ausstellung der
Karte einverstanden oder geht eine Neußerung von ihr binnen der gesetzten Frist
nicht ein, so hat die Ausgabestelle die Karte alsbald auszustellen.

Widerspricht dagegen die Lersicherungennftalt,der usstellung. so ist die
Sache in beiden Fällen als Streitigkeit im Sinne der 88.1 123 a. a. O. zu
behandeln, kurzer Hand an die zur Cutscheidung Pesesn Telnn e

abzugeben und die endgültige Erledigung dieser Streitigkeit abzuwarten. Je nach
dem Ergebniß dieses Verfahreus ist die Ausstellung der Quittungskarte, sofern sie
noch nicht erfolgt war, vorzunehmen oder endgültig abzulehnen. War die Karte

aber bereits ausgestellt, so ist nöthigenfalls die Einziehung der Karte und die
Vernichtung der verwendeten Marken nach Maßgabe des §. 125 a. a. O. (vergl.
Ziffer II 8 der Bekanntmachung vom 24. Dezember 1891 R. G. Bl. S. 399) zu

veranlassen.

Wird die Ausstellung der Karte aus anderen Gründen als wegen beste-
hender Zweifel über die Versicherungspflicht oder über das Recht zur Selbstver-
sicherung abgelehnt, so steht dem Antragsteller die Beschwerde im Aufsichtswege zu.“

Greiz, am 2. März 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische, Landesregierung.v. Dietel.

Saupe.



5. Regierungs-Verordnung

vom 9. März 1894,

betreffend Sicherung des Betriebes auf den Nebeneisenbahnen.

Mit Sorenissimi Höchster Genehugung wird im Anschluß an die Bestim-
mungen in S. 44 der Bahnordnung für Nebeneisenbahnen Deutschlands vom
5. Juli 1892 im Interesse der n * Bahnbetriebes sowie des Straßen-

verkehrs Hiecduh Folgendes verordnet:
ie Führer von Dampfpflügen, Dampfstraßenwalzen, Dampfdreschmaschinen,

Lokomohilen, sowie überhaupt von allen solchen Fahrzeugen, welche infolge ihrer

Bauart oder ihrer Ladung ein ungewöhnliches Geräusch verursachen und dadurch
dem Geschirrführer die rechtzeitige und zuverlässige Wahrnehmung der von den

Zügen ausgehenden Pfeifen= und Glockensignale erschweren, haben in angemessener
Entfernung von unbewachten Bahnübergängen kurze Zeit anzuhalten und die Fahrt
über den Uebergang erst dann fortzusetzen, wenn keinerlei Anzeichen das Heran-

nahen eines Zuges oder einer Lokomotive ankündigen.
Zuwiderhandelude werden nach Maßgabe der Bestimmung in §. 45 der

Bahnordnung für die Nebeneisenbahnen Deutschlands bestraft.

Greiz, am 9. März 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.



Gesetzlammlung
für das

Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
 2.

(Ansgegeben am 241. März 189.4.)

6. Regierungsverordnung
vom 20. März 1894,

betreffend den Verkehr mit Sprengstoffen.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird in Ausführung eines von

dem Bundesrath am 15. Juni vor. F. gefasten Beschlusses über den Verkehr mit

Sprengstoffen hierdurch folgendes verorduct:

8. 1.

Die nachstehenden Bestimmungen begreifen:
Die Versendung von Spreugstoifen auf Land= und Wasserwegen — mit

Ausnahme des Eisenbahn= und Postverkehrs, und des Verkehrs mit

Sprengstoffen und Munitionsgegenständen der Militär= und Marinever=
waltung sowie der Versendung von Sprengstoffen in Kauffahrteischiffen —,

k den Handel mit Sprengstoffen,

die Aufbewahrung und Verausgabung von Sprengstoffen, innerhalb des
Betriebes von Bergwerken. Steinbrüchen, Bauten und gewerblichen

Anlagen,
die Lagerung von Sprengstossen — mit Ausnahme der Lagerung in

Niederlagen oder Magazinen der Militär= und Marineverwaltung—.

Zu den Sprengstoffen im Sinne dieser Bestimmungen gehören nicht:

a) die in dem Heer und in der Mariue vorgeschriebenen, nicht sprengkräftigen
Zündungen

b) die für Penerwaffen benutzten Zündhütchen, Zündspiegel und Patronen

für Feuerwaffen,
O) Zündschnüre.

#—
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I. Allgemeine Bestimmungen.

8. 2.

Zun Verkehr im Sinne des §. 1 Ziffer 1 bis 3 sind zugelassen.
1. Pulver — Sprengsalpeter, brenunbarer Salpeter — (ein sehr inniges

Gemisch aus neutral reagirenden Salpeterarten und Kohle oder Stoffen,

deren wesentliche Bestandtheile Kohlenstoff. Wasserstoff und Sauerstoff
sind, mit oder ohne Schwefel);

2. folgende Nitroglyucerin enthaltende Präparate:
a) Dynamit I (ein bei mittlerer Temperatur plastisches, nicht abtropf-

bares Gemisch von Nitroglycerin mit pulverförmigen, an sich nicht

sprengkräftigen und nicht selbstentzündlichen Stoffen),
b) Dynamit II und III (Kohlendynamit, ein Gemisch von Nitroglycerin

mit schiespulverähnlichen Gemengen),
c) Sprenggelatine lein bei mittlerer Temperatur zähelastisches Gemisch.

bestehend aus Nitroglycerin, welches durch Nitrorellulose gelatinirt ist,
mit oder ohne kohlensauren Alkalien (beziehungsweise alkalischen Erden)
oder neutral reagirenden Salpeterarten],

4) Gelatinedynamit sein bei mittlerer Temperatur plastisches Gemisch, be-
stehend aus Nitroglyrcrin, welches durch Nitrocellulose gelatinirt ist,
und Holzmehl, Salpeter und kohlensauren Alkalien (beziehungsweise
alkalischen Erden)|,

o) Karbonit (ein Gemisch von Nitroglycerin mit schiestpulverähnlichen Ge-
mengen und mit flüssigen, an sich nicht sprengkräftigen oder nicht

selbstentzündlichen Stoffen);
Nitrocellulose (lockere mit mindestens 20 Prozent Wassergehalt und ge-

preßte, nicht gelatinirte), insbesondere Schießbaumwolle und Collodium=
wolle, sowie Gemische von Nitrocellulose mit neutral reagirenden Sal-
peterarten;
folgende Gemische, welche Nitroverbindungen von Stoffen der aromatischen

Reihe enthalten:
a) Sekurit (ein Gemenge von Ammoniaksalpeter, Kalisalpeter und Dini-

trobenzol oder ähnlichen Stoffen),
b) Noburit (ein Gemisch von Chlordinitrobenzol, Chlornitronaphtalin oder

Nitrochlorbenzol und Ammoniaksalpeter);
Kartuschen, Petarden, Feuerwerkskörper, sprengkräftige Zündungen, welche
zum Entzünden von Ladungen dienen (z. B. Sprengkapseln), Zünd-

plättchen (amorces);
6. alle jeweilig zur Versendung auf den Eisenbahnen zugelassenen Sprengstoffe.

Zu Versuchszwecken kann die Versendung neuer, hier nicht aufgeführter
Sprengstoffe auf bestimmten Wegen, sowie die Aufbewahrung und Verausgabung
derselben von dem Landrathsamte gestattet werden.

#S

K#



8. 3.

Vom Verkehr im Sinne des 8. 1 Ziffer 1 bis 3 sind ausgeschlossen die

nicht nach 8. 2 zugelassenen Sprengstoffe, iledete
. Nitroglycerin als solches und in Lösung
 Knallgold, trocken in fester oder Pueubern. Kuallquecksilber, Knallsilber,

und die damit dargestellten Präparate;

Nitrozuckerarten, Nitrostärkearten und die damit hergestellten Gemische;
Gemische, welche Nitroglycerin abtropfen lassen;
 Sprengstoffe, welche entweder

a) sauer reagiren Imit Ausnahme des Pulvers, Sprengsaleters und
breunbaren Salpeters (§. 2 Ar- des Sekurits (§.2Nr. 4a) und
des Roburits (§. 2 Nr. 4b)],o#

b) bei einer Temperatur bis zu 1# eri zur Selbstzersetzung neigen, oder

I) welche enthalten:

an) chlorsaure Salze imit Snsnahe, der Sprengkapseln und Zünd-
plättchen(s.2Nr. 5),,o

bb) Rhchen .,
c) Phosphor (mit Ausnahme der Zündplättchen (5. 2 Nr. 5), oder

a#d) Schwefelkupfer;
6. Sprengstoffe in Patronenhüllen, sofern diese äußerlich mit Nitroglycerin

(Ziffer 1) oder mit anderer Sprengflüssigkeit beuetzt, oder äußerlich mit
ure Sprengstoffen behaftet sind;

7. Sprengpräparate, bei welchen die einzelnen an und für sich nicht spreng-
kräftigen Bestandtheilein einem geschlossenen Behälter durch leicht brechbare
Scheidewände oder Hahnvorrichtungen solange getrennt gehalten werden,
bis die Explosion, durch Zertrümmerung, Verschiebung derScheidewände
oder Oeffnen der Hahnvorrichtungen veranlaßt, stattfinden soll.

g. 4.

Wer Sprengstoffe in Mengen von mehr als 35 Kilogramm Bruttogewicht
versendet, muß unter Angabe der Bestimmungsorte der Ortspolizeibehörde des

Versendungsortes den Frachtschein zur Visirung vorlegen. Der Empfang der Sendung
ist vom Empfänger auf dem dem Frachtschein beigefügten Lieferschein zu bescheinigen.
Die bescheinigten Lieferscheine sind der Ortspolizeibehörde des Versendungsortes
jederzeit auf Verlangen vorzulegen.

Als Ortspolizeibehörde im Sinne dieses§.hat, wenn der Versendungsort
eine Stadt ist, der Gemeindevorstand, anderenfalls das Landrathsamt zu gelten.

S. 5.

Wer an der Versendung von solchen Sprengstoffen, welche den Vorschriften
des Reichsgesetzes vom 9. Juni 1884 gegen den verbrecherischen und gemeingefähr-
lichen Gebrauch von Sprengstoffen (Reichs-Gesetzbl. S. 01) unterliegen, in der Weise

2.

—
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theilnimmt, daß er dabei in den Besitz von Sprengstoffen gelangt (Spediteur,
Transportführer, Transportbegleiter), muß den vorgeschriebenen Erlaubnißschein zum
Besihh von Sprengstoffen oder beglaubigte Abschrift desselben während der Dauer
seines Besitzes stets bei sich führen und auf Verlangen vorzeigen.

8. 6.

Für die Versendung auf Land= und Wasserwegen sind Sprengstoffe in
hölzerne, haltbare und dem Gewicht des Inhalts entsprechend starke Kisten oder Tonnen,
deren Fugen so gedichtet sind, daß ein Ausstreuen nicht stattfinden kann, und welche
nicht mit eisernen Reisen oder Bändern versehen sind, fest zu verpacken. Statt
der hölzernen Kisten oder Tonnen können auch aus mehrfachen Lagen sehr starken
und steifen, gefirnißten Pappdeckels gefertigte Fässer (sogenannte amerikanische Fässer)
verwendet werden. Die zum Transport von Pulver, Sprengsalpeter und brenn-
barem Salpeter (§. 2 Ziffer 1) venvendeten Behälter dürfen keine eisernen Nägel.
Schrauben oder sonstige eiserne Befestigungsmittel haben.

Pulver, Sprengsalpeter, brennbarer Salpeter (C. 2 Ziffer 1) und das aus
gelatinirter Nitrocellulose mit oder ohne Salpeter hergestellte Pulver (§. 2 Ziffer
5 darf in metallene Behälter, ausgenommen solche von Eisen, verpackt werden.
Vor der Verpackung in Tonnen oder Kisten müssen diese Stoffe entweder in Pa-
ckete (Blechbehälter) bis zu höchstens 2 Kilogramm Gewicht verpackt, oderin dichte,

aus haltbaren Stoffen gefertigte Säcke, Mehlpulverin Säcke aus Leder oder dichtem

Kautschuckstoff geschüttet werden.

Die im §. 2 Ziffer 2 und 4 aufgeführten Shrengstoft dürfen nur in
Patronen, nicht auch in loser Masse versendet werden. Diese Patronen sowie Pa-

tronen aus gepreßter Schießbaumwolle mit oder ohne Parafsinüberzug (5. 2 Zisser
3) sind durch eine Umhüllung von Papier in Packete zu vercinigen. Das Gleiche
gilt für die nach §. 2 Zisfer 6 zugelassenen Sprengstoffe, soweit die Versendung
auf Eisenbahnen nur in Patrotenform erfolgen darf.

Gepreßte Schießwollkörper mit mindestens 15 Prozent Wassergehalt sowie
Sekurit= und Noburit-Patronen (6.2Ziffer 4) dürfen auch. in dichtschließende

Fecchchen oder Pappschachteln verpacht werdenzo die Versendung loser Nitrocellulose mit mindestens 20 Prozent Wasser-
gehalt d seit Verpackung in starkwandige, luftdichte Behälter erforderlich.

Sprengstoffe jeder Art dürfen weder mit Zündungen oder Zündschnüren
versehen, noch mit solchen oder mit Patronen für Feuerwassen (. 150) in dieselben

Behälter *- werden.
zur Verpackung von Sprengstoffen dienenden Behälter müssen je nach

ihrem Inpals mit der Aufschrift: Pulver, Sprengsalpeter, breunbarer Salpeter,

Pulver aus Nitrocellulose und Salpeter, Kartuschen, Petarden, Feuerwerkskörper,
Zündungen, Dynamitpatronen, Kohlendynamitpatronen, Sprenggelatinepatronen,

Gelatinedynamitpatronen, Karbonitpatronen, Schießbaumwolle, u. s. w. versehen sein.
Außerdem müssen dieselben mit der Firma oder der Marke der Fabrik, aus welcher
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die Sprengstoffe herrühren, bezeichnet sein, oder eine von der Centralbehöcte gebil-
ligte und öffentlich bekannt gemachte Bezeichuung der Fabrik trage

Das Bruttogewicht der Versendungsstücke darf bei hideh Eprengsalpeter.
brennbarem Salpeter E. 2 Ziffer 1), bei Schießbaumwolle (§. 2 Ziffer 3), bei Kar-
tuschen, Petarden, Feuerwerkskörpern oder Zündungen (§. 2 Ziffer 5) 90Kilogramm,

bei sonstigen Sprengstoffen 35 Kilogramm nicht übersteigen. Auf prismatisches

Geschützpulver in hehe finden diese Gewichtsbestimmungen keine Anwendung.
Die für den Eisenbahnverkehr jeweilig vorgeschriebene Verpackung genügt

auch für die Versendung auf Land= und Wasserwegen.

II. Besondere Bestimmungen für den Landverkehr.

8. 7.

Die Beförderung von Sprengstoffen auf Fuhrwerken, welche Personen be-
fördern, ist verboten.

Eine Ausnahme findet nur statt, wenn in dringenden Fällen allgemeiner
Gefahr, z. B. bei Eisstopfungen, die nöthigen Sprengbüchsen und das zu deren

Füllung erforderliche Material unter zuverlässiger Begleitung in kürzester Frist
nach dem Bestimmungsorte geschafft werden soll.

 —
Bei dem Verpacken und dem Verladen, sowie bei dem Abladen und Aus-

packen r*8 Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Taback nicht geraucht werden.
erladen und Abladen hat unter sorgfältiger Vermeidung von Er-

shücterinern zu erfolgen. Die Versendungsstücke dürfen deshalb nie gerollt oder

a beworsen werden.
as Verladen oder Abladen ausnahmsweise nicht vor der Fabrik oder

dem genö oder innerhalb dieser Räume geschehen, so ist hierzu die Genehmi-

gung des Landrathsamts einzuholen.

8. 9.

Die Versendungsstücke müssen auf dem Fuhrwerke so fest verpackt werden,
das sie gegen Scheuern, Rütteln, Stoßen, Umkanten und Herabfallen aus ihrer
Lage gesichert sind, insbesondere dürfen Tonnen nicht aufrecht gestellt, müssen viel-
mehr gelegt und durch Holzunterlagen unter Haar= oder Strohdecken gegen jede
rollende Bewegung gesichert werden.

P. 10.

Sprengstofse dürfen nicht mit Zündhütchen. Zündpräparaten vder sonstigen
leicht entzündlichen oder selbstentzündlichen Gegenständen zusammen verladen
werden.

m §. 2 Ziffer 2, 3 und 4 aufgeführten Stoffe dürfen nicht mit Pul-
ver, Ssdie in 1 brennbarem Salpeter G. 2 Ziffer 1), Kartuschen, Petarden,
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Feuerwerkskörpern, Zündungen G. 2 Ziffer 5), oder mit Patronen für Feuerwaffen
 #. 1b) zusammen verladen werden.

S. 11.

Zur Beförderung von Sprengstoffen dienende Fuhrwerke müssen so dicht
schließende Wagenkasten besitzen, daß die Sprengstoffe nicht verstreut werden können.
Sind die Wagenkasten oben offen, so müssen sie mit einem dichtschließenden, feuer-
sicheren Plantuche (z. B. imprägnirter Leinwand) überspannt sein.

Auch die Vorder= und Hinterseite der Fuhmwerke sind mit demselben Mate-
rial zu schließen.

Zum Sperren der Räder dürfen nur hölzerne Radschuhe angewendet werden;
bei Eisbahn ist eine eiserne Sperrvorrichtung Krätzen gestattet, sofern sie ganz,
vom Radschuh bedeckt ist.

ie Fuhrwerke müssen als Warnungszeichen eine von weitem erkennbare,
stets unsgeipemm gehaltene schwarze Flagge mit einem weißen P führen.

6. 12.

Fuhrwerke, welche Sprengstoffe führen, dürfen niemals ohne Bewachung
bleiben.

Auf denselben darf Feuer oder offenes Licht nicht gehalten, Taback nicht
geraucht werden. Auch in der Nähe der Fuhrwerke ist das Anzünden von Feuer
oder Licht sowie das Tabackrauchen verboten.

183.

Fuhrwerke, welche Sprengstoffe führen, dürfen nur im Schritt fahren und
von Fuhrwerken sowie von Reitern nur im Schritt passirt werden.

esteht ein Transport aus mehreren Fuhrwerken, so müssen diese wäh-
rend der Fahrt eine Entfernung von mindestens 50 Meter unter einander inne-

halten.
8. 14.

Bei jedem Aufenthalt von mehr als einer halben Stunde ist eine Entfer-
nung von mindestens 300 Meter von Fabriken, Werkstätten und bewohnten Ge-

bäuden einzuhalten.
Der Gemeindevorstand darf, salls eine geeignete Haltestelle in solcher Ent-

fernung nicht zu finden ist, gestatten, daß eine Haltestelle in einer geringeren,
wenn aber nicht ein anderer Schutz geboten ist, mindestens 200 Meter betragen-
den Entfernung von Fabriken, Werkstätten und bewohnten Gebäuden gewählt
wird.

Bei einem Aufenthalt von mehr als einer halben Stunde in der Nähe

von Ortschaften ist überdies dem Gemeindevorstand thunlichst schleunig Anzeige zu
erstatten; der Gemeindevorstand hat darauf die ihm nothwendig erscheinenden Vor-
sichtsmaßregeln zu treffen.
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8.1
Fuhrwerke, welche Sprengstoffe sühen" müssen von Eisenbahnzügen oder

geheizten Lokomotiven, Dampfwalzen, Dampfpflügen und ähnlichen Maschinen mög-

lichst wei en bleibenben der ifenhazn herlaufende Wege, sowie Wege, auf welchen Dampf-
srenbaletn liegen, dürfen nur dann von solchen Fuhrwerken befahren werden,

wenn der Bestimmungsort von Frachtfuhrwerk auf einem anderen gut fahrbaren

Wege nicht zu erreichen ist.
S. 16.

Der Transport durch zusammenhängend gebaute Ortschaften ist nur gestattet,
wenn diese nicht von Frachtfuhrwerk auf gut fahrbaren Wegen umfahren werden
können. Ist diese Durchfahrt unvermeidlich, so hat der Transportführer dem Ge-
meindevorstand Anzeige zu erstatten und dessen Bestimmungen vor der Einfahrtin

den Ort abzuwarten. Der Gemeindevorstand hat den zu nehmenden Straßenzug
zu bestimmen und von anderen Fahrzeugen möglichst frei zu halten, auch Sorge
zu tragen, daß die Durchfahrt ohne unnöthigen Aufenthalt und mit Vermeidung
besonderer Gefahren erfolgt.

S. 17.

Werden zur Beförderung von Sprengstoffen Fuhrwerte verwendet, welche
mit festen, dicht schließenden und feuersicher hergestellten, während des Transportes
unter Verschluß gehaltenen Wagenkasten versehen sind, so finden hinsichtlich der

Vesörderun solcher Transporte nur die Vorschriften im §. 11 Absatz 3 und 4, 6.2, §. 13 Absath 1 und§.14 Anwendung, und zwar die des §. 14 mit der Maß-
2 daß die regelmäßig seinzuhaltene Entfernung 200 Meter beträgt.

S. 18.

Geräth eine Sprengstoffsendung unterwegs in einen Zustand, daß der weitere

Versand bedenklich erscheint. so hat die Ortspolizeibehörde, (in den Städten der
Gemeindevorstand, auf dem plattenLande das Laudrathsamh, welcher von dem
Transportführer thunlichst schleunig Anzeige zu erstatten ist, die zur gefahrlosen
weiteren Behandlung der Sendung nöthigen Anordnungen zu treffen, und zwar je
nach den Umständen unter Zuziehung eines auf ihre Aufforderung von dem Ab-

sender in zuuzie en en Sachverständigen.st Gefahr im Verzuge, so erfolgt die Vernichtung der Sprengstoffe durch
den cendkaurlahe auf Kosten des Absenders ohne vorherige Benachrichtigung

desselben, wenn möglich nach der Angabe und unter Aufsicht eines Sachverständigen.

S. 19.

Werden Sprengstoffe in Mengen von nicht mehr als 35 Kilogramm Brutto-

gewicht versendet, so finden auf dergleichen Sendungen von den Vorschriften dieses
Abschnitts nur die 8§. 7 bis 10 Anwendung.



III. Besondere Bestimmungen für den Verkehr auf Fähren.

§. 20.

Fähren, welche Fuhrwerk mit Sprengstoffen übersetzen, dürfen nicht andere
Fuhrwerke oder Personen befördern.

IV. Bestimmungen über den Handel mit Spreugstoffen, sowie üÜber deren

Anfbewahrung und Verausgabung.

§. 21.

Wer Sprengstoffe feilhalten will, muß davon dem Landrathsamt Anzeige

machen. Wer Sprengstoffe feilhalten will, welche den Vorschriften des Neichsgeseboes
vom 9. Juni 1884 unterliegen, bedarf dazu der polizeilichen Erlaubniß gemäßs§.

dieles Gesetzes. # vergl. Nierunge- Verordnung vom 6. September 1884 drn
vom 30 Mai 1885 — No. 9 —).

ela dürfen von den Fabriken und Händlern und ihren Beauf-
tragten nicht einzeln und lose, sondern nur in den nach F. 6 dafür vorgesehenen

Behältern abgegeben werden. Diese behälter uüssen mit der Jahreszahl der Ab-
gabe aus der Fabrik und mit einer durchdasJahr der Abgabe sortlaufenden
Nummer versehen sein. Dieselbe Zahl und #ter müssen auch an jeder in den

Behältern verpackten Sprengpatrone angebracht sein. Außerdem muß an jeder
Sprengpatrone der Name des Sprengstoffs, sowie die Firma oder Marke der
Fabrik oder eine von der Centralbehörde gebilligte und öffentlich bekannt gemachte

ezeichng der Fabrik angebrachtsein1 dem gemäß §. 1 Absatz 2 des Reichsgesetzes vom 9. Juni 1884 zu
führenden chilo sind Jahreszahl und Nummer der gekauften und abgegebenen

prengpatronen zu vermerken.

Unter dem Achruck „Abgabe aus der Fabrik“ im Sinne der vorstehenden
Bestimmung ist die Abgabe aus der Fabrikatiousstätte zu verstehen.
Die oben vorgeschriebene Angabe der Jahreszahl und Nummer auf Behälter und
Patronen kann auch in chiffrirter Form geschehen, welche vor der Anwendung der
Fürstlichen Landesregierung zur Genehmigung vorzulegen ist.

 22.
er sich mit der Anfertigung 2 dem Verkaufe von Sprengstoffen be-

faßt, e dem Reichsgesetz vom 9. Juni 188.4 nicht unterliegen,) ist verpflichtet,

Als loidhe Mssses sind aus Glum S. 1 Absatz 3 des angezogenen elnogelereo durch die Bundes-
rrt v und 10. April 18091 Wernfg 4vftee brzeichnet wor

w 1 n, oder Tkehethenssgedr od i zu Sprengungen inEee Sielnbrüchenl l dienenden, aussalpetkr.sstelt hlc hergestellt sulueki

.dles Gewehrlladungen 1unsad Sprengstosse, sowekt sie a Bönohlichen t#r Gewehre
oder 8 *-rderhlelchenverorbeltetsind;

3. die Jerelulgung der unter 1 und 2 genannten Stofse in lerilge Gewehr.,, Piltolen= oder Revolver-

to
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über alle An= und Verkäufe dieser Stoffe in Mengen von mehr als 1 Kilogramm
ein Buch zu führen, welches den Namen der Verkäufer und der Abnehmer, den
Zeitpunkt des Ankanfs und der Abgabe, die Mengen der gekauften und abgegebenen
Stoffe, sowie bei Sprengpatronen deren Jahreszahl und Nummer angiebt. Dieses
Buch ist auf Verlangen dem Landrathsamt zur Einsicht vorzulegen. Hinsichtlich
der Buchführung greifen im Uebrigen die auf Grund des Reichsgesetzes vom 9. Juni

1884 erlassenen Vorschriften Platz.

Die Abgabe von Sprengstoffen an Personen, von welchen ein Mißbrauch

derselben zu befürchten ist, insbesondere an Personen unter 16 Jahren ist verboten.
Auf Spielwaaren, welche ganz geringe Mengen von Sprengstoffen enthalten, findet
diese Vorschrift keine Anwendung.

Die Abgabe von Sprengstoffen, welche den Vorschriften des Reichsgesetzes
vom 9. Juni 1884 unterliegen, darf seitens der Fabriken und Händler und ihrer
Beauftragten nur an solche Personen erfolgen, welche nach den gemäß §. 2 dieses
Gesetzes erlassenen Anordnungen zum Besitz von Sprengstoffen berechtigt sind. Bei
Staatswerken, welche besonderer Erlaubniß zum Besitz von Sprengstoffen nicht be-
dürfen, kann die Abgabe an solche Personen erfolgen, welche von der Verwaltung

des Werkes zu der Annahme auodrücklich arrnchtigt sind.
Die Verausgabung von Spn welche den Vorschriften des Reichs-

gesetzes vom 9. Juni 1884 unterliegen, an die in Bergwerken, Steinbrüchen, Bauten

und gewerblichen Anlagen beschäftigten Bergleute, Arbeiter u. s. w. darf nur von
denjenigen Betriebsleitern, Beomten oder Aufsehern bewirkt werden, welche nach den
gemäß §. 2 dieses Gesetzes erlassenen Anordnungen zum Besitz von Sprengstoffen
berechtigt sind. Diese Personen sind verpflichtet, über die Verausgabung ein Buch
zu führen, welches den Namen der Empfänger, den Zeitpunkt der Verausgabung,
die Menge der verausgabten Stoffe, sowie bei Sprengpatronen deren Jahreszahl und
Nummer angiebt. Bei Staatswerken, welche besonderer Erlaubniß zum Besitz von
Sprengstoffen nicht bedürfen, kann die Verausgabung von solchen Personen bewirkt
werden, welche von der Verwaltung des Werkes zu der Verausgabung ausdrücklich
ermächtigt sind.

Die Leiter der Bergwerke, Steinbrüche, Bauten und gewerblichen Anlagen
sind verpflichtet, Maßregeln zu treffen, welche eine Verwendung der zum Verbrauch
im Betriebe verausgabten Sprengstoffe durch die Bergleute, Arbeiter u. s. w. zu
anderen Zwecken ausschließen.

#ronen, einschlleßlich der unter ** von Knallauecksilber ohne Pulver hergestellten Pairone#
"“ Teschingewehre, Hstolenoa Revolver;

1. leruige —Pistol Nevolve ——4mnen,welche —* aus uliriner Pflanzensaser ohne
usa anderer erlostder *— —Puforreninen;

6. Zum Schleßen aus Jagd, oder Schelbengewehrn dlen wuchschwache Pulver, die aus gelalinlner
lehwolle oder sonstiger nltrirterWPanenfesenSberonandererexplosiverStoffe hergestelll sind znd

gekörm" (in Körnem vonulchtlber (Auchen von ulcht über 4 mm Selkenlänge
und 0.1 wmm Dicke ln den oenen -%C

8



V. Bestimmungen über dle Lagerung von Sprengstoffen.

8. 26.
Gerathen Sprengstoffe auf ihrem Lager in einen Zustand, daß die weitere

Lagerung bedenklich erscheint, so finden die Vorschriften des §. 18 entsprechende
Anwendung.

8.2
Wer mit Pulver, Sprengsalpeter, remönren i* (6. 2 Ziffer 1),

Feuerwerkskörpern und Zündplättchen — umorces — 2 Ziffer 5) Handel

treibt, darf:
1. im Kaufladen nicht mehr als 2 /1 Kilogramm,
2. im Hause außerdem nicht mehr als 10 Kilogramm vorräthig halten.
Auf Nachweis eines besonderen Bedürfnisses kann die Erhöhung des Vor-

raths unter 2 zeitweilig bis auf 15 Kilogramm gestattet werden.
Die Aufbewahrung uuß in einem auf dem Dachboden (Speicher) belegenen,

mit keinem Schornsteinrohrein Verbindung stehenden abgesonderten Naume erfolgen,
welcher beständig unter Verschluß gehalten und mit Licht nicht betreten wird. Die
Behälter müssen den Bestimmungen im §. 6 Absatz 1 und 2 entsprechen und mit

stets fest geschlossenen Deckeln versehen sein.

S. 27.

Personen, welche nicht unter die Bestimmung des§.26 sallen, bedürfen
für die Aufbewahrung von mehr als 2 Kilogramm der daselbst genannten

Sprengstoffe der polizeilichen Erlaubniß.

8. 28.

Größere als die im §. 26 angegebenen Mengen dieser Sprengstoffe sind

außerhalb der Ortschaften in besonderen Magazinen aufzubewahren, von deren
Sicherheit das Landrathsamt sich überzeugt hat. Diese Magazine müssen sich, wenn
sie über Tage liegen, im Wirkungsbereiche sachgemäß ausgeführter und unter Auf-
sicht stehender Blitzableiter befinden.

Handelt es sich um Magazine, welche zu einem der Aufsicht der Bergbehörde

unterstehenden Werke gehören, so hat das Landrathsamt die Prüfung in Gemein-
schaft mit der Bergbehörde vorzunehmen.

Es kann angeordnet werden, daß die Schlüssel zu diesen Magazinen in den
Händen der Behörde bleiben.

6. 29.

Die Aufbewahrung derim §. 26 genannten Sprengstoffe an der Herstellungs-
stätte sowie an der Verbrauchsstätte unterliegt den im §. 30 gegebenen Vorschriften.

G. 30.

Die im §. 2 aufgeführten Sprengstoffe dürfen — abgesehen von den im

§. 26 vorgesehenen Ausnahmen —nur an der Herstellungsstätte oder an denje-
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nigen Orten, wo sie innerhalb eines Betriebes zur unmittelbaren Verwendung ge-
langen, oder in besonderen Magazinen gelagert werden.

Für die Lagerung an der Herstellungsstätte sind, in Ermangelung besonderer,
bei Genehmigung der Anlage gemäß §. 16 der Gewerbcordnung vorgeschriebener
Bedingungen, die Weisungen des Landrathsamts zu beachien.

ie Niederlagen an der Verbrauchsstätte sowie die besonderen Magazine
bedürfen der Genehmigung des Landrathsamts und sind nach den von diesem zu

ertheilenden Vorschriften einzurichten.r solche Niederlagen oder Magazine, welche zu einem der Aufsicht der
Vergoehhee unterstehenden Werke gehören, tritt diese an die Stelle der Polizei-

behörde.
Es kann angeordnet werden, daß die Schlüssel zu den Niederlagen oder

Magazinen in bden Händen der Behörde bleiben.

8. 31.

Andere als die im 8. 2 aufgeführten, insbesondere die im 8. 8 genannten
Sprengstoffe, dürfen nur an der Herstellungsstätte gelagert werden.

Zu Versuchszwecken kann die Lagerung neuer Sprengstoffe an anderen

Orten von dem Landrathsamt gestattet werden.

WI. S#trafbestimmungen.

§. 32.

Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Vorschriften werden nach 367
Nr. 5 des Strafgesetzbuchs bestraft, soweit nicht härtere Strafen nach dem, Feat
gesetz vom 9. IJuni 1884 verwirkt sind.

Schlußbestimmungen.

S. 33.

Weitergehende bergpolizeiliche Vorschriften und Anordnungen über die Ver-
wendung von Sprengstoffen beim Bergbau werden durch die vorstehenden Bestimm-
ungen nicht berührt.

8. 34.

Die früheren Bestimmungen über den Verkehr mit Srengstofsen= aen
lich die Regierungsverordnung vom 17. September 1879 (Ges-S.S. 240)und
die zur Ergänzung und Erläuterung dieser Verordnung erlassene Regierungsver=
ordnung vom 30. Mai 1885 (Ges.= S. S. 13 Nr. 8) werden aufgehoben.

8. 36.

Gegenwärtige Regierungsverordnung tritt am 1. April 1894 in Kraft.
9%
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Das Ausverkaufen der nach den bisherigen Vorschriften hergestellten Spreng-
stoffe ist nur noch bis zum 1. Juli 1894 gestattet. Wer nach diesem Zeitpunkte
noch Patronen und Kisten ohne die in 8. 21 vorgeschriebenen Jahreszahlen und
Nummern in den Handel bringt, unterliegt den in §. 9 Absatz 2 des Reichsgesetzes
vom 9. Juni 1884 (R. G. Bl. S. 61) und den vorstehend in §. 32 angedrohten

Strafen.
Greiz, am 20. März 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische, Landesregierung.v. ietel.

Saupe.

7. Regierungsverordnung
vom 21. März 1894,

betreffend die Versendung von Sprengstoffen und Munitionsgegenständen
der Militär= und Marineverwaltung auf Landwegen.

Mit Höchster Genehmigung Lerenissimi wird in Ausführung eines Be-
schlusses des Bundesraths vom 20. Juli 1893 zur Regelung der Versendung von

Sprengstoffen und Munitionsgegenständen der Militär= und Marineverwaltung auf
Landwegen folgendes verorduct:

I. Allgemeine Bestimmungen.

Bei Versendungen von Sprengstoffen und Munitionsgegenständen der Militär-

und Marineverwaltung auf Landwegen ohne militärische Begleitung sind
die Bestimmungen der Regierungsverordnung. vom 20. März d. Is,
betreffend den Verkehr mit Sprengstoffen, mit der cinschränmäg maß-

gebend, daß die vorschriftsmäßige Einrichtung, Bezeichnung und Vewackung der
Behälter durch den seitens der absendenden Behörde ausgefertigten Frachtschein als
nachgewiesen anzusehen ist und nicht der polizeilichen Prüfung unterliegt.

Für alle unter milikärischer Begleitung stattfindenden Versendungen
von Sprengstoffen und Munitionsgegenständen der Militär= und Marineverwaltung
auf Landwegen gelten die vorerwähnten Bestimmungen nach Maßgabe der nach-
stehend zu den einzelnen Paragraphen aufgeführten Zusatzvorschriften.

Welchen Sendungen ein militärisches Begleitkommando beizugeben ist, sowie
die Zusammensetzung und Stärke des letzteren, bestimmt die Militär= beziehungs-
weise Marinebehörde.
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Zu 88. 2 und 3.

a. Die Bestimmungen, betreffend den Verkehr mit Sprengstoffen, und die
nachstehenden Vorschriften kommen nur in Anwendung bei denjenigen Sprengstoffen
und Munitionsgegenständen, welche in Ausführung des §. 35 Ziffer 7 der Militär-
Transport-Ordnung für Eisenbahnen im Frieden (Friedens-Transport-Ordnung) vom
11. Februar 1888 (Reichs-Gesetzbl. S. 23) von den vereinigten Ausschüssen des
Bundesraths für das Landheer und die Festungen und für Eisenbahnen, Post
und Telegraphen jeweilig als „zur Gefahrklasse gehörig“ bezeichnet sind,
sowie bei allen von der Militär= und Marineverwaltung zu Versuchszwecken

bestimmten, noch nicht eingeführten Sprengstoffen und Munitionsgegenständen; die-
selben finden jedoch keine Anwendung bei denjenigen der vorbezeichneten Spreng-
stoffse und Munitionsgegenstände, welche in Taschen oder Tornister der
Mannschaften verpackt sind. Diese, sowie alle übrigen in der Militär= und
Marineverwaltung eingeführten Sprengstofe und Munitionsgegenstände unterliegen
bei der Versendung unter militärischer Begleitung weder dieser Vorschrift
noch den Eingangs gedachten Bestimmungen.

b. Die Einholung der Genchmigung des Kandrathcamts zur Versendung,
Aufbewahrung und Verausgabung von im §. 2 nicht aufgeführten, zu Versuchs-
zwecken bestimmten Sprengstoffen 2c. ist nicht erforderlich.

Zu 6. 4.

a. Geht die Sendung durch den Bereich des Fürstenthune, 4 ist der Fürst-
lichen Landesregierung von der absendenden Behörde die betreffende Marschroute
und die Größe der Sendung mitzutheilen. Die Fürstliche Landesregierung wird
die betheiligten Unterbehörden anweisen, die erforderlichen Anordnungen zum
schnellen und sicheren Forkkommen der Sendung zu treffen.

Außer dieser Benachrichtigung erhalten die Gemeindevorstände der Durch-
zugsorte kurz zuvor auch noch eine Mittheilung durch den Führer des Begleit-

komnanen über den Zeitpunkt des Eintreffens der Sendung am Orte.
ei Versendungen, welche in einem Tage zur Ausführung kommen, sind

seitens e absendenden Behörde nur das Landrathsamt und die Gemeindevorstände

der betheiligten Orte in Kenntniß zu setzen, worauf diese die für die Sicherung
und ungehinderte Durchführung der Sendung erforderlichen Maßnahmen zu treffen

aben.

Eine Benachrichtigung der Polizeibehörden erfolgt nicht, wenn das Gewicht
der Sendung weniger als 250 kg beträgt, und ferner nicht bei allen Versendungen
innerhalb der Garnisonen und der zu denselben gehörigen Anlagen. In diesen
Fällen hat die Militärbehörde allein die nöthigen Sicherheitsmaßregeln zu treffen.
Wenn unter besonderen Umständen auch hierbei die Hülfeleistung der Polizeibehörde
erwünscht ist, so hat diese auf Ansuchen der Kommandantur beziehungsweise des
Garnisonältesten die Unterstützung zu gewähren.
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b. Der Vorlage des Frachtscheins an die Ortspolizeibehörde des Absende-

ortes zur Visirung bedarf es nicht, auch darf von dieser Vehörde die Vorlage der

bescheinigten Lieferscheine nicht **“ werden.
Die Vorschrift dieses Peurus a auf Sendungen der Militär= und

Marineverwaltung nicht Anwendung.

Zu §. 6
a. Die in der Armee und Marine vorgeschriebenen Packgefäße für Spreng-

stoffe und Munitionsgegenstände, einschließlich der Geschoßkörper mit sicherndem
Abschlusse der Sprengladung, sind nach ihrer Beschaffenheit, der Art ihrer Verpackung
und Inhaltsbezeichnung und dem Gewichte als den Bestimmungen entsprechend zu

rrachten.
b. Das lose Kornpulver braucht vor der Verpackung in Tonnen oder

Kisten nur daun in leinene Säcke geschüttet zu werden, wenn die Beförderung länger

als (inen Tag dauert.

II. Besondere Bestimmungen für den Landverkehr.

Zu §. 8.

Wenn das Verladen oder Abladen ausnahmsweise an einer anderen Stelle

als vor der Fabrik oder dem Lagerraum oder innerhalb dieser Räume geschehen
soll, so ist seitens der Kommandantur beziehungsweise des Garnisonältesten die
Genehmigung des Landrathsamts hierzu einzuholen und von letzterem die zur Auf-
rechterhaltung der Ordnung an der Ladestellc erforderliche Polizeimannschaft zu stellen.

Zu8.
a. Das für die Verladung von Tonnen vorgeschriebene Zwischenlegen von

Haar= oder Strohdecken kann durch ein Umwickeln der einzelnen Tonnen mit
Strohbändern ersetzt werd

nZwischen die Kasten und Körbe mit geladenen Geschossen brauchen Haar-
decken oder andere Mittel nicht gelegt zu werden, nur oberhalb ist die Ladung mit

Haardecken zu bedecken.
Zu 88. 12 und 13.

a. Den von den Begleitkommandos militärischer Sendungen von Spreng-
stoffen id Munitionsgegenständen behufs Verhütung der Gefährdung der Sendungen
ergehenden Aufforderungen zu Handlungen oder Unterlassungen — insbesondere

zum Anhalten, zum langsamen Vorbeifahren beziehungsweise Vorbeireiten, zum Aus-
weichen, zum Unterlassen des Rauchens, zum Auslöschen von Feuer — haben

Wagenführer, Freiter und andere Personen ungesäumt Folge zu leisten.
Zuwiderhandlungen werden, unbeschadet des nöthigenfalls von den Begleit-

kommandos zur Anwendung zu bringenden unmittelbaren Zwanges, nach §. 367
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Nr. 5 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich (Reichs-Gesetzbl. von 1876

S. 115) bestraft.
· Entgegenkommende oder den Transport einholende Fuhnverke oder Reiter

müssen ro . Sprengstoffen rc. beladenen Wagen ganz ausweichen.
 Dem Führer des Begleitkommandos ist es gestattet, erforderlichenfalls

neben den ian Sprengstoffen 2c. beladenen Wagen in schneller Gangart zu reiten.
steht die Sendung aus einer größeren Anzahl von Wagen, so können

Gruppen vor zei bis drei Wagen gebildet werden, in welchen die einzelnen Wagen
nur 10 m Abstand halten; die Gruppen müssen sedoch in mindestens 50 m Ent-

fermung von einander bleiben

3
Die Fuhrwerke müssen von nd, auhen oder geheizten Lokomotiven

midesteng' 300 m entfernt bleibeni Wegestrecken, auf welchen wegen der gleichlaufenden Richtung der
Elenbain in des Weges oder wegen des Verkehrs auf der Bahn der vorstehenden

Vorschrift nicht genügt werden kann, ist der Eisenbahnbehörde, der die unmittelbare

Betriebsleitung derbetresfenden Strecke obliegt, durch die absendende Behörde von
dem beabsichtigten Transporte Mittheilung zu machen. Die Eisenbahnbehörde hat

dann die zur Veseitigung der Gefahr geigueten Anordnungen zu treffen.
Zu

Die Anzeige über eine edensen lem weitere Beförderung bedeuklich

scheint, ist seitens des Führers des Begleitkommandos in Garnisonorten der
Kommandantur beziehungsweise dem Garnisonältesten und nur an anderen Orten

der Polizeibehörde (in den Städten dem Gemeindevorstand, auf dem platten Lande

dem Landsrathsamte) zu erstatten; diese Behörden haben dann das zur gefahrlosen

weiterenerehandln der Sendung Nöthige zu veranlassen.
TueZuziehung eines von dem Absender zu entsendenden Sachverständigen zu

fordern "E die Vernichtung der Sendung anzuordnen, ist die Polizeibehörde nicht befugt.

Zu 8. 19
Bei der Versendung von Sprengstoffen und Munitionsgegenständen von

nicht mehr als 35 kg Bruttogewicht haben von den Vorschriften dieses Abschnittes
nur die Zusaßvorschriften zu 88. 8 und 9 Gültigkeit.

III. Schlußbestimmungen.

Gegenwärtige Regierungsverordnung tritt vom 1. April 1894 an in

Vom gleichen Zeitpunkte ab wird die Regierungsverordnung vom 17. Sep-

tember 1888 aufgehaben. |—
reiz, den 21.

Firsilict Reuß-Plauische, Landesregierung.
Saupe.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

(Ausgegeben am 19. April 1894.

8. Patent

vom 11. April 1894,

die für das Jahr 1894 zu entrichtende Einkommensteuer betreffend.

Unter Bezugnahme auf das unterm 20. Dezember vorigen Jahres erlassene

Patent bezüglich der im Jahre 1894 zu entrichtenden Landesabgaben (Gesetz-

sammlung 1893, Seite 61) werden die im laufenden Jahre zu entrichtenden #9

Termine Einkommensteuer wie folgt auggeschrieben:

zwei auf den 1. Mai,

zwei auf den 18. Juni,

zwei auf den 14. August,

zwei auf den 1. Oktober,

einer auf den 26. November.

Die Ausschreibung und Erhebung eines weiteren Einkommensteuertermines

bleibt vorbehalten.

Greiz, am 11. April 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.
4



9. R 3 2LAM. 4 *

vom 11. April 1894,

den Nachrichtendienst in Viehseuchenangelegenheiten betreffend.

Auf Grund eines vom Bundesrathe in der Sitzung vom 8. März dieses

Jahres gefaßten Beschlusses wird hierdurch über den Nachrichtendienst in Vieh-
seuchenangelegenheiten Folgendes verordnet:

1. Die Gemeindevorstände, bezgw. Ortspolizeiverwalter in den Domanial-

besitzungen und Besiper cxcommunalisirter Rittergüter oder deren Vertreter haben
jeden in ihrem Bezirke festgestellten ersten Ausbruch von

Notz (Wurm) der Pferde, Esel, Maulthiere und Maulesel,

Maul= und Klauenseuche des Rindviehs, der Schafe, Ziegen und Schweine

und

Lungenseuche des Nindviehs

(6 10 Ziffer 3, 4 und 5 des Viehseuchengesetzes vom 23. Juni

1880, Reichsgesetzblatt Seite153)

sofort den Gemeindevorständen aller dem Seuchenorte benachbarten Gemeinden —

innerhalb und außerhalb des Fürstenthums — auf mündlichem oder schriftlichem

Wege mitzutheilen, welche ihrerseits den Seuchenausbruch auf ortsübliche Weise zur
Kenntniß der Ortseinwohner zu bringen haben.

2. Ist nach erfolgter Feststellung der Maul= und Klauenseuche in einem
Ort der beamtete Thierarzt zur Feststellung weiterer Infectionen von bisher noch

nicht betroffenen Gehöften nicht zugezogen worden (§ 15 des Viehseuchengesetzes),
so hat der Gemeindevorstand demselben von jedem solchen Falle sofort Mittheilung
zu machen.

3. Der Fürstliche Landesthierarzt hat am letzten Tage jeden Monats, und
zwar zum ersten Mal am 30. April 1894, für das Fürstenthum auf einer Post-
karte eine Mittheilung an das Kaiserliche Gesundheitsamt in Berlin abzusenden,

aus welcher sich ergiebt, in wie viel Gemeinden (Stadtgemeinden, Landgemeinden,
Gutsbezirken) und Gehöften des Fürstenthums an jenem Tage die oben unter 1.

genannten drei Seuchen herrschten, d. h. nach den geltenden Vorschriften noch ait
für erloschen erklärt werden konnten. Das Nichtvorhandensein einer Seuche ist
durch eine Null kenntlich zu machen.

Selbstverständlich erfahren die gesetzlich begründeten Verpflichtungen zur

A#geige von Seuchenausbrüchen (8 9 des Viehseuchengesebes) durch die vorstehenden
Vorschriften in keiner Weise eine Abänderung.
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Ebenso werden die auf die Bekanntmachung des Ausbruchs und des Er-
löschens des Rotzes, der Maul= und Klauenseuche und der Lungenseuche bezüglichen
Vorschriften durch die vorstehenden Bestimmungen nicht berührt.

Greiz, den 11. April 1894

Firsstlich Reuß-Plaussce Landesregierung.v. Diete

Saupe.

10. Regierungsverordnung
vom 17. April 1894

über eine weitere Abänderung des §. 2 der Regierungsverordnung
vom 28. Juli 1879, die Zwangsvollstreckung wegen gewisser Geld-

und Naturalleistungen im Verwaltungswege betr.

Mit Lerenissimi Höchster Oeneheunn## wird unter Bezugnahme auf die
Negierungsverordnung vom 26. April 1881 (Ges. S. S. 91) unter Abänderung
des §. 2 der Regierungsverordnung vom 28. Zul- 1879 (Ges. S. S. 169) andurch

Folgendes verordnet:
Als Gebühr für Behändigung schriftlicher Mahnungen, welche von den

Gemeindevorständen der Städte innerhalb ihrer Zuständigkeit als Vollstreckungs-
behörden ausgehen, und deren Gegenstand den Betrag von 200 M. übersteigt,
können auch dann, wenn die Behändigung der schriftlichen Mahnung nicht durch
einen Gerichtsvollzieher, sondern durch cinen besonderen Vollstreckungsbeamten erfolgt,
mehr als 50 Pf., und zwar für jede angefangene oder volle 25 M. mehr als
200 M. weitere 20 Pf. berechnet werden.

Greiz, am 17. April 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Dietel.

Saupe.

11. Regierungsverordnung
vom 18. April 1894,

enthaltend einige Abänderungen der Regierungsverordnung vom
18. Juli 1884, die Anwendung des durch das Reichsgesetz vom 1. Juni

1884 abgeänderten Reichsgesetzes vom 7. April 1876 über die

eingeschriebenen Hülfskassen betr.

Mit Höchster Genehmigung Serenissimi wird in Rücksicht auf das Gesetz
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vom 30. Januar 1892, betreffend Abänderung der Bestimmungen über die in
erster Instanz für die staatliche Beaufsichtigung der Verwaltung der Gemeinde-
angelegenheiten auf dem platten Lande zuständige Behörde (Ges.S.S.7), Fol-
gendes verorduet:

Einziger Paragraph.
Die durch Regierungsverordnung vom 18. Juli 1884 (Ges. S. S. 77) dem

Landesausschuß und dem Vorsitzenden des Landesausschusses als „Aufsichtsbehörde“
und als „höhere Verwaltungsbehörde“ in Bezug auf die eingeschriebenen Hülfs-
kassen und von denselben eingerichteten örtlichen Verwaltungsstellen, welche ihren
Sitz in einem Gemeindebezirk des platten Landes haben, übertragenen Zuständig-

keiten gehen auf das Fürstliche kandratheamt über.
Greiz, den 18. April1

Fürstlich Reuß-PlauischeLandesregierung.
Saupe.

12. W 3 2LA. 4 *

vom 19. April 1894,
betr. die Einsendung von Uebersichten und Rechnungsabschlüssen

eingeschriebener Hlkfskasseen.
n Folge Erlasses der Negerungsperrung vom 18. d. Mts. wird die
- unter 1 der Negierungsbekanntnachung vom 6. Dezember 1884

weiter dahin abgcändert,

dort genannten Uebersichten und Rechmungeabschlüsse von den ein-daß die

geschriebenen Hülfskassen, welche ihren Sitz in einem Landorte haben,

an das Fürstliche Landrathsamt einzureichen sind.

Greiz, den 19. April 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.
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Gesetzsammlung
für das

Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
W. 4.

(Ausgegeben am 21. Juni 1894.)

13 Mm gi gsb E.5 4 J.

vom 25. April 1894,

die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an das Ernst und

Lina Arnold-Stift in Greiz betreffend.

Mittelst Höchstlandesherrlicher Signatur vom 17. Februarl.Is.sinddem
Ernst und Lina Arnold-Stift in Greiz die Rechte einer juristichen Person

verliehen worden.
Dies wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 25. April 189.1.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Dietel.

Saupe.

14. Regierungsbekauntmach
vom 24. Mai 1894,

die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an die Louise

Kermann-Stiftung in Greiz betreffend.

Mittelst Höchstlandesherrlicher Signatur vom 5. Juli vor. I. sind der
5
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Louise Kermann-Stiftung in Greiz die Rechte einer fursschen Person ver-
liehen worden, was andurch * usfentichen Kenntniß gebracht wird

Greiz, am 24. Mai 1

Fürstlich euh piauiche Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.

15. Regierungsverordnung
vom 7. Juni 1894,

den Schutz nützlicher Vögel betreffend.

Mit Serenissimi Höchster Genehmigung wird unter Bezugnahme auf §. 9
des Reichsgesetzes vom 22. März 1888, betreffend den Schutz von Vöogeln, ver-

ordnet, was folgt:
8. 1.

Das Fangen, Schießen und jede andere Tödtung der im Anhang unter

O aufgeführten Vogelarten ist auch in Ansehung derjenigen Fangmittel und
zeiten untersagt, für welche das Reichsgeseß vom 22. März 1888 kein Verbot

enthält. Vorstehendes Verbot gilt auch für die Jagdberechtigten.
2

Der Fang der Wachholderdrosseln (Krammetspögel) in Dohnen ist während
des ganzen Jahres verboten.

F. 3.

Das Feilhalten oder Handeln mit deujenigen Vogelarten, auf welche §. 1
Anwendung findet, ist verboten.

S. 4.

Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung werden, so-
weit nicht nach anderen Vorschriften dadurch härtere Strafen verwirkt werden, mit
Geldstrafe bin zu 150 M. oder mit Haft bestraft. Auch ist auf Einziehung der

getödteten, gefangenen oder feilgebotenen Vögel zu erkennen.
Gleicher Strafe unterliegt, wer es unterläßt, Kinder vder andere unter

seiner Gewalt stehende Personen, welche seiner Aufsicht unterliegen und zu seiner
Hausgemeinschaft gehören, von Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung ab-
zuhalten.

§ 5

Die Bekanntmachung vom 11. Eeptember 1870, die Einschärfung des
Brrbots des Schießens und Fangens der von Insekten lebenden Waldvögel be-
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treffend, beziehungsweise die in dieser Bekanntmachung genaunten früheren Bestim-
mungen, sowie die Regierungs-Verordnung vom 25. März 1891, betreffend die
Schonung von Nuß= und Tannenhähern pp. als Feinden der Nonne sind auf-

gehoben.
Greiz, den 7. Juni 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
von NKe.

Verzeichniß der Vogelarten zu

Nachtigall,
Blaukehlchen,

Wiesenschmäber oennnkehchenchwarzkehlchen),
Rothkehlchen,
Nothsterzen (Hausrothschwänzchen oder

Nothsterze und Waldrothschwanz),
Steinklitsche (oder Steinschmätzer),
die drei Laubvogelarten (der schwirrende

8 der Fitis und der Weiden-

und

m#s (oder Gartenspötter)
Bleikehlchen (oder Brannelle),
Grasmücken (wälsche Grasmücke oder

Gartengrasmücke, Müllerchen, die
Grasmücke schlechthin — Stauden-

klitscher — gesperberte Grasmücke),

Plattmönch,
achstelze,

gelbe Bachstelzen (Bergstelze und Schaf-
stelze oder Kuhstelze),

Spitlerche (gewöhnliche Spitzlerche oder
aumpieper, Wiesenpieper und
rachlerche),

Zaunkönig,
Goldhähnchen,

Saupe.

§. 1 der Verordnung.

Finkmeise (oder Kohlmeise) und1
Tannenmeise und Sumpfmei
Haubenmeise und Schwalze
Pirol (oder Goldamsel),
die beiden Drosselarten:

Zippe oder Singdrossel.
Schnärrer oder Misteldrossel,

Eisvogel,
Wasserstaar (oder Wasseramsel),
Nohrsänger (Rohrdrossel oder großer

Nohrsperling, Nohrsperling, Sumpf-
sänger und Binsensänger),

Lerche (Feldlerche, Haidelerche und Mist-
erche

Emmerling (Gelbennnerling, Gerstemmer-
ling oder Strumpfwirker und Nohr-
emmerling),h

Gimpel (oder Dompfaff),
Zeisig, Zetscher (oder Leinzeisig),
Stieglib,
Häufling,
Fink (Edelfink),
Girlit,
Steinsperling (Sperling mit gelber Kehle),
Fliegenschnäpper (der graue und der

schwarze),
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Baumhäkel (oder Baumläufer), Buntspecht (der große, mittlere und kleine),

Blauspecht her Spechtmeise, auch Kleiber)) Wendehals,
Stallschwalbe, Kukuk,

Mekschwalbe (oder Hausschwalbe), SchleiereuleUferschwa Sur (oder Krauteule),
* (oder Mauerschwalbe, auch Ohreule

Steinkäuzchen —also alle unsere Eu-
Nochissuler, (oder Ziegenmelker, auch lenarten außer dem Uhn —

Nachtschwalbe), Kiebitz,
Staar, Saatkrähe,
Schwarzspecht, Dohle.
Grünspecht (der große und kleine),



Gesetzsammlung
für das

Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.

 5.

(Ausgegeben am 20. September 1894.)

16. AEIS. 4 4 g

vom 17. Juli 1894,
die Abänderung des Chausseegeldertarifs bei den Barrüren

Greiz 1V (in der Onirl) und Wildetaube VI betreffend.

Nach der mit dem 1. I. Mts. erfolgten Ueberweisung des sich vom Chaussee-

hause in der Quirl bis zur Fabrik von Brann und Gremer erstreckenden Theiles
der von Greiz nach Zeulenroda und Z#era führendenLandstraße an die Stadt-

gemeinde Greiz ist für die Hebestellen in der Quirl (Barridre IV) und in Wilde-
taube (Barridre VIl) je ein neuer Chausseegelder-Tarif in Kraft getreten, der nach-
stehend zur öffentlichen Kenntuis gebracht wird.

Greiz, am 17. Juli 189.1.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.

Tarif
der Chausseegeldeinnahme Barrüre Greiz I7

(in der Onirl).

n. b. d. * 1. r . *1

Sen. bis 5#rentze von bis bis bis bis
urtschau. zoghaus. G#sttendonk. Gommla. Haardi. Auhdors. Wildetaube

Pla- Waa- Pi. AlK Vg. Vig Wg.

No. 1. Für ein Pferd an

schwerem Fuhrwerke.! 4 6 10 5 8 10 15

6
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a. b. bis d. o. 1. k.h
Sab. b crenze vas bit bis bio bis

AQuiischau. oghausdo. önendon. Gommla.]O#ardt.#hdof.Wildcia

Vlu. Vla. r* Vlg. L 1 Vls·

No. 2. Fülr ein Pferd an

leichtem, zum Transport
von Personen bestimmten

Geschirre, incl. Schliten.leer oder besent 3 5 3 4 6 8 12

No. 3. Für jedes ange-
spannte Rind, Esel et9 4 7 3 5 7 10

No. 4. Für jedes Neit=

Pack= oder ledig B
Pferd 2 3 6 3 4 6 7

No. 5 - iedes ledig ge-
L Rind, Fohlen, Esel
etc. sowie für jeden an-

gespannten Hund 2 3 4 2 3 4 6

No. 6. Für je 3 Stück

Kleinvieh, Kälber, Ziegen,
Schafe etc. (4 Stck. frei) 2 3 4 2 3 4

Beim Rückpassiren wieder gefällig.

Tarif
der Chausseegeldeinnahme Barri#ère Wildetaube VI.

Abg
JZeutels in

lidelaube

d. e.

m 56. 5 1 be 5

Sab. Abbors. Daardt. J Gommnila. W*mß“ vuuern Greiz.
Vig · Vlg. A#l. #y B.

No. 1. Hürlshen Pferd an schwerem
Fuhrwe 2 7 10 17 23 15

o. 2. Fur jedes an çeichtem zum
Personentrausport bestimmten

Wschirre, incl. Schlitten leer
oder besett 2 5 8 13 18 12

No. Fr FrbeiriinnNind.
Esel 2 5 7 12 15 10
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d. o.

"„ ' bis lo

" 9— uon buosind unfchen, enge van ns
ühdorf.dß, Gommla. 3 reiz.gZoghaud. MWoltendorj.

Pig. Vla. Mig. Vsag. Vlg. Vig.

No. 4. Für jedes Reit-, Pack= oder
ledig gehende Pfereo 1 3 5 8 12 7

No. 5. Für jedes ledig gehende
Mind, Fohlen, Esel ete., sowie

* jeden angespannten HundD 3 4 7 8 6
6. Für je 5 Stück Kleinvieh,

W- Schafe, Ziegen, Schweine
ete., (4 Stück frei) 1 3 4 7 8

Beim Rückpassiren wieder gefällig. da

17 àh n 3 21. „E, 4 J.

vom 6. September 1894,

die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an die

„Fürstin Ida-Stiftung iinGreiz betreffend.

Mittelst Höchstlandesherrlicher Siguatur vom 25. Augustl.Is. sind der
„Fürsten Ida-Stiftung“ in Greiz, welche „zum Zwecke der Unterstützung
nothleidender älterer würdiger Landsleute in der Fürstlichen Herrschaft Burgk“ er-
richtet worden ist, die Rechte einer juristischen Person verlichen worden.

Dies wird andurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Greiz, am 6. September 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.

18. 57 l I# 4 J.

vom 15.5Eohtenberi1891.

Die nachfolgende, mit der in Ansehung des Fürstenthums ertheilten Zu-



32

stimmung der unterzeichneten Landescentralbehörde erlassene Anordnung des Vor-
standes der Thüringischen Versicherungsanstalt in Weimar vom 10. Juli l. J'e.

wird mit dem Bemerken zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die den Gemeinde-

behörden für die Einziehung der Beiträge der ersicherungsgslichtgen Daus;
ewerbetreibendenderTextilindustrieaufGrund des § 112 Abs. 3de

Invaliditäts= und Altersversicherungsgesetzes vom 22. Juni 1889 von uar Ver-

sicherungsanstalt zu gewährende Vergütung für das Fürstenthum hierdurch auf
vier Procent der eingezogenen Beiträge festgesetzt wird, während es, soweit die Ein-
ziehung der Beiträge durch Krankenkassen erfolgt, bei den Bestimmungen der

Regierungs-Bekanntmachung vom 3.„Dezember 1890 — Ges. S. S. 83 — und
vom 19. Dezember 1893 — Ges.S.S. 60 — zu verbleiben hat.

Greiz, am 15. September 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.

Bekanntmachung.

Auf Grund der Ziffer 5 der Bekanmimoachun vom 1. allärn 1894, des §.
112, Ziff. 2 des Gesetzes vom 22. Juni 1889 und der §8.27und 28 des be-
stätigten Statuts der Thüringischen Versicherungs-Anstalt ist n unterzeichneten

Vorstand beschlossen worden, daß die Beiträge für die nach der Bekanntmachung
vom 1. März 1894 versicherungspflichtigen Hausgewerbetreibenden der Textilindustrie,
welche einer Orts-, Betriebs= (Fabriks)-, Innungs-Krankenkasse, der Gemeinde-
Kranken-Versicherung oder einer landesrechtlichen Einrichtung ähnlicher Art als
pflichtige Mitglieder nicht angehören, durch die Gemeindebehörden für Rechnung der
Nersiollemgel Anstalt von den Versicherten einzuziehen und die den eingczogenen

Beiträgen entsprechenden Marken in die Ouittungskarten der Versicherten einzu-
kleben und zu entwerthen sind. Soweit gemäs §. 9 der erwähnten Bekannt-

machung von Fabrikanten die Verpflichtung zur Beitragsleistung für ihre Haus-
gewerbetreibenden und die von denselben versicherungspflichtig beschäftigten Hülfs-
personen freiwillig übernommen, oder soweit ihnen diese Verpflichtung durch Beschluß
der zuständigen unteren Verwaltungsbehörde auferlegt worden ist, haben die Ge-
meindebehörden die Beiträge von den Fabrikanten u. s. w. einzuziehen.

Die Hausgewerbetreibenden sind verpflichtet, ihre Beschäftigungsverhält-
nisse drei Tage nach deren Beginn bei den Gemeindevorständen an= und inner-

halbgleicher Frist nach ihrer Beendigung abzumelden.
Gleiche An= bezw. Abmeldungen haben auch bei einer Unterbrechung der

Beschäftigung für länger als eine Arbeitswoche zu erfolgen. Soweit die Fabri
kanten die Beitragsleistung selbst übernommen haben oder hierzu durch Beschlußder
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zuständigen unteren Verwaltungsbehörde verpflichtet worden sind, liegt die Ver-
pflichtung zur An= und Abmeldung den Fabrikanten ob.

Seitens der Gemeindebehörden können für die An= und Abmeldung be-
sondere Formulare vorgeschrieben werden.

Die erstmalige Anmeldung hat bis zum 1. Oktober I. Is zu erfolgen.
Wer die vorstehenden An= und Abmeldungen unterläßt, wird gemäß §. 112,

Ziff. 2 des Gesetzes vom 22. Juni 1889 mit einer Geldstrafe bis zu 100 M.

belegt.
Die Gemeindebehörden können die ihnen nach Vorstehendem zufallenden

Obliegenheiten anderen Stellen, insbesondere den Organen der ihren Bezirk um-
fassenden Krankenkassen und Gemeindekrankenversicherungen, übertragen, haben aber
hierzu die Genehmigung ihrer Aufsichtsbehörde einzuholen und von den danach ge-
troffenen Einrichtungen und von allen späteren Veränderungen derselben den Vor-

stand der Versicherungsanstalt ungesäumt in Kenntniß zu setzen.
Soweit eine solche Uebertragung stattgefunden hat, oder soweit im ein-

zelnen Falle die Krankenversicherungspflicht im geseplich geordneten Wege auf die
Hausgewerbetreibenden der Textilindustrie ausgedehnt worden ist. tritt an Stelle

der Gemeindebehörde die zuständige Krankenkasse bezw. die Gemeinde-Kranken-Ver-
sicherung in der Weise, daß letztere bezüglich der Erhebung der Beiträge, der Ver-
wendung und Entwerthung der Marken, der Ausstellung, des Umtansches, der
Ernenerung u. s. w. von Quittungskarten auch für die Hausgewerbetreibenden alle

diejenigen Verpflichtungen übernimmt, welche den Krankenkassen pp. durch frühere

Bekanntmachungen der betheiligten Landescentralbehörden für ihre Mitglieder auf-
erlegt worden sind.

Weimar, den 10. Juli 1894.

Thüringische -Anstalt.
d





Gesetzsammlung
für das

Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
# .

(Ausgegeben am 4. Dezember 1894.)

19. M MI 4. .

vom 16.Oktober 1894,
die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an den Verein

„Turn-Club“ in Greiz betreffend.

Mittelst Höchstlaudesherrlicher Signatur vom 14. d. Mts. sind dem Verein
„Turn-Club“ in Greiz auf geschehenes Ansuchen die Rechte einer juristischen

Person bis iuf Widerruf verliehen worden, was andurch zur öffentlichen Kenntniß
gebrachtw

# den 16. Oktober 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Dietel.

Saupe.

20. brsP*v rr*7 4 ch

vom 9. November 1894,
die Verleihung der Rechte einer juristischen Person an die

Wittwen= und Waisenkasse der Landlehrer des Fürstenthums

Reuß!Aelterer Linieebetreffend.

Mittelst ochilanderherrlichen Sitnant vom 20. Oktober l. Is. sind der
Wittwen= und Waisenkasse der Landlehrer des Fürstenthums Reuß Aelterer Linie

7
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die Rechte einer furschen Person verliehen worden, was andurch zur öffentlichen
Kenntniß gebrachtw

Greiz, den 5n Novenber 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.

21. Regierungs-Verordnung
vom 30. November 1894,

eine Ergänzung der Baupolizeiordnungen für die Städte und für die

Dörfer enthaltend.
Mit Serenissimi Höchster Genehmigung wird in Ergänzung der Be—

stimmungen in 88. 24 fl. der Baupolizeiordnung für die Städte und §S#§. 20 fl.
der Baupolizeiordnung für die Dörfer verordnet was folgt:

F. 1.

Bei niedrigerer Luftwärme als — 3° R. im Schatten ist die Ausführung
von Mörtelmauerwerk im Frcien verboten.

8. 2.

Zuwiderhandlungen gegen dieses Verbot werden mit Geldstrafe bis zu 150
Mark oder mit Haft bis zu sechs Wochen bestraft.

Greiz, am 30. November 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Dietel.

Saupe.

Drurfehlerberichtigung.

G.-S. S. 27 muß es in dem Verzeichnisse der Vogelarten Zeile 12 v. ob. heißen:
„Spottvogel“ anstatt „Spottvöge

G.-S. S. 31 muß es im Texte der senscbal vom 6. September Zeile 2

v. ob. heißen: „Fürstin Ida-Stiftung“ statt „Fürsten Ida-Stiftung“.



Gesetzsammlung
für das

Fürstenthum Reuß Aelterer Linie.
W. 7.

(Ausgegeben am 29. Dezember 1894.)

22. 5ni 3 2.M. 4 #.

vom 18. Dezember 1894,
die mit dem Königreiche Sachsen wegen Mitbenutzung einiger

Königlich Sächsischer Landesanstalten getroffene Uebereinkunft betr.

Zwischen der Fürstlich Nang- Plauischen Aelterer Linie Landesregierung und

der Königlich Sächsischen Staatsregierung ist über die Mitbenutzung der Königlich
Sächsischen Korrektionsanstalten zu Sachsenburg und Waldheim sowie der Erzieh-
ungsanstalt für sittlich gefährdete Kinder zu Bräunsdorf eine Uebereinkunft abge-

schlossen worden, welche nach erolgter beiderseitiger Ratifikation nachstehend zur
öffentlichen Kenntniß gebracht wird.

Greiz, am 18. Dezember 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.
v. Dietel.

Saupe.

8. 1.

Die Königlich Sächsische Staatsregierung erklärt ihre Bereitwilligkeit, die
im Fürstenthume Reuß Aelterer Linie auf Grund des Strafgesetzbuchs für das

Deutsche Reich (§s. 362 und 56) beschlossenen, auf Unterbringung jugendlicher
Personen in ein Arbeitshaus bez. in eine Erziehungs= oder Besserungsanstalt ge-
richteten Maßregeln unter den in Folgendem näher bezeichneten Voraussetzungen
und Bedingungen in Königlich Sächsischen Landesanstalten zur Vollstreckung zu
bringen, und zu diesem Zwecke aufnehmen zu lassen:

die auf Grund von §. 362 des Strafgesetbuchs unterzubringenden

Personen, welche das 20. Lebensjahr noch nicht erfüllt haben,
8



a) —Geschlechts in die Korrektionsanstalt Sachsenburg bei
L

b) weiblichen Geschlechts in die Korrektionsanstalt zu Waldheim,

2. die auf Grund von §. 56 des Strafgeseybuchs in eine uie hungs· oder
Besserungsanstalt unterzubringenden jngendlichen Perso — e

Unterschied des Geschlechts — in die Erziehungsanstalt sittlich ge-

fährdete Kinder zu Bräunsdorf bei Freiberg
Die Königlich Sächsische Staatsregierung boran sich jedoch vor, darsüber, in

welche Anstalten die betreffenden Personen einzuliefern sind, je nach Umständen
andere Bestimmungen im Einvernehmen mit der Fürstlich Reußischen Landes-
regierung zu treffen.

S. 2.

Die Fürstlich Reußische Landesregierung macht sich verbindlich, für jede auf

Grund dieser Uebereinkunft einer Königl. Sächsischen Landesanstalt überwiesene
Person einen Verpflegbeitrag von 540 Mk. jährlich, 45 Mk. monatlich und 1
Mk. 50 Pfg. täglich, sowie überdies die nach §§. 6, 8 und 10 dieser Uebereinkunft
oder die bei vorkommenden Versetzungen (siehe §. 1 am Schlusse) zu berechnenden

besonderen Aufwände zu vergüten und dafür Sorge zu tragen, daß diese Ver-
gütungen der Kasse der betreffenden Königlich Sächsischen Landesanstalt auf
vierteljährliche Berechnung binnen längstens 14 Tagen portofrei übersendet werden.
Die hierüber ausgestellten Postscheine dienen als Quibtung.

Istfür den einen oder anderen Aufzunehmenden nicht auf ein volles
Vierteljahr, sondern nur auf Monate, Wochen oder Tage Verpfleggeld zu zahlen,

so kommen dabei die vorstehend ausgeworfenen Monats= bez. Tagessätze in Ansatz.

Wenn aus dem Fiürstenthume Neuß Aelterer Linie ein im Königreiche

Sachsen Staatsangehöriger in eine Königl. Sächsische Korrektionsanstalt oder in
die Landesanstalt Bräunsdorf einzuliefern ist, so wird der Verpflegbeitrag nach den
für die Sächsischen Slaatsangehörigen geltenden Sätzen dergestalt bemessen, daß
jährlich 288 Mk. (monatlich 24 Mk., täglich 0,80 Mk.) zu entrichten sind.

F. 3.

Von der Aufnahme in die Königlich Sächsischen Landesanstalten ausge-
schlossen sind:

a. Kranke, welche mit einer ansteckenden oder Ekel erregenden Krankheit

behaftet sind oder sich im letzten tödtlichen Stadium einer Krankheit
befinden, auch wenn deren Transportfähigkeit nach den obwaltenden

besonderen Umständen nicht unbedingt ausgeschlossen sein sollte;
b. solche weibliche Personen, welche sich unzweifelhaft im Zustande der

Schwangerschaft befinden, und stillende Mütter.



8. 4.

J. Einlieferungen in eine Korrektionsanstalt.

Die Einlieferung des in eine Königlich Sächsische Landeskorrektionsanstalt

Aufzunehmenden erfolgt Seiten der zuständigen Fürstlich Reußischen Behörde mit-
telst Transportbegleitung. Der Einzuliefernde ist nur an einem Werktage in die

betreffende Königlich Sächsische Landesanstalt einzubringen.
Die Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung wird dafür Sorge tragen,

daß die Begleiter oder beziehentlich Transporteure den im Königreiche Sachsen

über das Verhalten der Transporteure bei der Einlieferung von Korrektionären
jeweilig bestehenden Bestimmungen entsprechend instruirt werden

Bei der Einlieferung sind der Königlich Sächsischen Anstalssbehörde zu

übergeben:

 ein Einlieserungeschreiben der zuständigen Behörde,
 beglaubigte Abschrif

a) bei Finefensn. auf Grund von §F. 362 des Strafgesethbuchs:

der betreffenden landespolizeilichen Verfügung nebst den betreffenden
Polizeiakten,

b) bei Einlieferungen auf Grund des §F. 56 des Strasgesebuchs:
des gerichtlichen Urtheils,
ein Signalement 8 Einzuliefernden,

. eine aktenmäßige Personalnotiz; dieselbe muß Auskunft geben:

a) über des Eingelieferten Geburtsort, Alter, Religionsbekenntniß,
Charakter, Bildungsgrad, Familienverhältnisse und Umgebungen,
Lebensweise und Lebenslauf,

b) darüber, ob, wie oft und weshalb er bereits früher in strafrecht-
licher oder polizeilicher Untersuchung sich besunden hat und welche
Strafen ihm deshalb zuerkannt und beziehentlich von ihm verbüßt
worden sind,
möglichst unter Angabe der betreffenden Zeitpunkte und Unter-
suchungsbehörden und

a) ob er Untersuchungshaft erlitten und wic er sich während derselben

verhalten hat,
4) über Alles, was sonst zur Vervollständigung des Gesammtbildes

von dem Eingelieferten gecignet und für seine Behandlung und
Beaufsichtigung in der Anstalt von Interesse sein kann.

ein gerichtsärztliches Zeugniß über den geistigen und kör#erlichen Zu-
stand des Einzuliefernden,

ein Kleider= und Effektenverzeichniß,

ein Nachweis über die Unterstützungswohnsit= und Staatsangehörigkeits-

Verhältnisse des Einzuliefernden und die vorhandenen Legitinationen.

 —

*n

8

*
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II. Aufnahmeantrag und Zuführung nach Bräunsdorf.
Kommt dahingegen eine Aufnahme in die Landesanstalt Bräunsdorf in

Frage, so ist der Aufnahmeantrag von der Fürstlich Reußischen Landesregierung
an die IV. Abtheilung des Königlich Sächsischen Ministeriums des Innern zu

richten und sind demselben folgende Unterlagen beizufügen:
a) ein auf persönlicher Untersuchung des Aufzunehmenden beruhendes ärzt-

liches Zeugniß. Dasselbe muß von einem im Deutschen Reiche appro-
birten Arzte ausgestellt und vollzogen und, wenn der letztere nicht etwa

im Königreiche Sachsen selbst wohnt, von einer Bescheinigung der Fürst-

lich Reußischen Dundevregierun begleitet sein, daß der Aussteller als
Arzt approbirt ist ich nach dem Schlußsatze von §. 29 der Gewerbe-
ordnung als approbirt ;

b) eine von der Fürstlich Reußischen Landesregierung ausgestellte Erklärung,

für die Verpflegbeiträge und alle sonstigen Kosten der Unterbringung
r.8.2) aufkommen zu wollen;

e) Bescheinigung bezüglich der Staatsangehörigkeit und des Unter-
stützungswohnsibes, sowie die behördliche Zusicherung, daß der Aufzu-
nehmende jederzeit an einen dabei namhaft zu machenden bestimmten

Ort zurückgebracht werden könne und daselbst werde angenommen werden;
4 die ergangenen Akten
e) Taufzeugniß, bei Nchichristn Geburtsurkunde:

!) Impfschein;
) eingehende Darstellung der Erziehung, Schulbildung, geistigen Entwicke-

lung und des Betragens des Aufzunehmenden.
Die sämmtlichen unter a, b. c. c. f# und g aufgeführten Unterlagen werden

nicht den Akten unter d einverleibt, sondern gesondert beigebra
Bevor das Königlich Sächsische Ministerium des Innern die Aufnahme

nach Bräunsdorf ausdrücklich bewilligt hat, kann die Zuführung dahin nicht erfolgen.

Die Annahme eines Aufzunehmenden finet. in der Regel nur an Werk-
tagen von 8 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends stat

Die Begleiter dürfen Waffen oder Uniform bucz tragen und missen für

sich und den Aufzunehmenden genügenden Personenausweis mitbringen. Auch ist
eine Bescheinigung der Ortsobrigkeit darüber mitzubringen, daß seit 6 Wochen in
der Familie, dem Hause und der sonstigen Umgebung des Aufzunehmenden eine

austecende Krankheit nicht wahrzunehmen gewesen ist.
I. Ueber jede erfolgte Einlieferung ist von der betreffen—

den aluines Sächsischen Anstaltsbehörde der einliefernden Be-
hörde Empfangsschein auszustellen.

*d

Der Einzuliefernde muß in reinlichem Zustande — ohne Ungeziefer —

übergeben werden und mit ganzer und reinlicher Kleidung — mit Einschluß der
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Kopfbedeckung und des Schuhwerks, — wie sie für ihn auch um. (Gebranche bei
seiner künfigen Entlassung geeignet und erforderlich ist, versehenEinlieferungen in die Königlich Sächsische ebengen Bräunsdorf

wird * die Bekleidung und Wäsche des Eingelieferten dem Transporteur mit-

telst Specification zurückgegeben.

S. 6.

Erfolgt eine Einlieferung, ohne daß die vorstehend in dem §#§. 4 und 5

aufgeführten Erfordernisse erfüllt werden, so ist die betreffende Anstaltsbehörde zwar
nicht zur Zurückweisung des Eingelieferten, wohl aber dazu berechtigt,die unge-
säumte Nachbringung beziehentlich den Ersatz des durch diese Nichterfüllung der
Anstalt etwa erwachsenden Aufwandes zu fordern.

S. 7.

Während der Detention der aus dem Fürstenthume Eingelieferten in einer

Königlich Sächsischen Landesanstalt gelten für dieselben die Hausordnung, die
Regulative und die sonstigen Einrichtungen der betreffenden Anstalt.

8. B.

Wenn eine aus dem Fürstenthume in eine Königlich Sächsische Landesan-

stalt eingelieferte Person wegen einer während ihrer Detention verübten strafbaren
Handlung bei einem Königlich Sächsischen Gerichte zur Untersuchung zu ziehen ist,
so werden, insoweit die zur Untersuchung gezogene Person wegen Verurtheilung
in der Hauptsache oder sonst zu Abstattung von Untersuchungskosten für verbunden
erachtet worden ist, diese Kosten einschließlich etwaiger Transportkosten, ingleichen
die Kosten für eine etwaige Detention in Königlich Sächsischen Gerichtsgefängnissen

oder Landesanstalten der FürstlichenLandesregierung und zwar die Detentionskosten
nach dem in §. 2 bestimmten Satze, die übrigen Kosten einschliestlich der etwaigen
Beerdigungskosten nach den im Königreiche Sachsen bestehenden desfallsigen Bestim-
mungen durch Vermittelung derienigen Königlich Sächsischen Landesanstalt, welcher
die betreffende Person angehörte, in Berechnung gebracht.

§. 9.

Die Entlassung eines aus dem Fürstenthume auf Grund von §. 362 des
Strafgesetzbuchs in eine Königlich Sächsische Korrektionsanstalt Eingelieferten vor
Ablauf der zweijährigen Maximaldauer der Detention bedarf der Zustimmung der-
jenigen Landcspolizeibehörde des Fürstenthums, von welcher die Einlieferung ange-
ordnet ist. Bei Lepterer ist daher von der betreffenden Königlich Sächsischen Lau-
desanstaltsbehörde, sobald nach ihrem Dafürhalten die Entlassung eines Korrektionärs
unbedenklich oder aus irgend welchem Grunde geboten erscheint, dieselbe gutachtlich
zu beantragen.
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Dafern bei einem in die Erziehungsanstalt zu Bräunsdorf aus dem Für-

stenthume aufgenommenen Zöglinge die Anstaltsverwaltung den Zeipunt der Ent-
lassung aus dieser Anstalt für gekommen erachtet, hat sie Solches der Fürstlichen

Lundesregterung gutachtlich anzuzeigen, welcher die weilere Entschließung über-
lassenbleibt.

Dem Antrage der Königlich Sächsischen Anstaltsbehörde auf Entlassung
eines Korrektionärs oder eines Anstalts-Zöglings aus der betreffenden Anstalt wird

Seitens der Behörden des Fürstenthums jeder Zeit dann entsprochen werden, wenn
sich herausgestellt haben sollte, daß derselbe wegen seines körperlichen oder geistigen
Zustandes zu fernerer Behandlung in der betreffenden Anstalt sich nicht eignet.

Durch vorstehende Bestimmung soll das Recht der Behörden des Fürsten-
thums, die Entlassung ihrerseits zu jeder Zeit zu verlangen, in keiner Weise ge-
schmälert sein.

8. 10.

Von jeder bevorstehenden Entlassung eines aus dem Fürstenthume in eine

Königlich Sächsische Landesanstalt Eingelieferten ist von der betreffenden Königlich

Sächsischen Anstaltsbehörde der Einlieferungsbehörde mit Nachweisung über Zu-
stand und einschlagende Verhältnisse thunlichst zeitig Mitlheilung zu machen.

Wenn die Anstaltsbehörde es bedenklich erachtet, den zu Entlassenden ohne

Transportbegleitung an den Bestimmungsort im Fürstenthume zu dirigiren, so hat
dieselbe bei der betreffenden Fürstlichen Behörde die Absendung der erforderlichen
Transportbegleitung zur Abholung des zu Entlassenden zu beantragen.

Die Kosten der Dirigirung an den Bestimmungsort trägt in jedem Falle
die Fürstlich Reuß-Pl. Landesregierung. Dieselben werden durch Vermittelung der
betreffenden Königlich Sächsischen Anstaltsbehörde berechnet.

Ist die von dem zu entlassenden Korrektionäre bei seiner Einlieferung mit-

gebrachte Kleidung nach dem Ermessen der betreffenden Königlich Sächsischen An-

staltsbehörde nict ausreichend, so wird ihm das Nöthige von der Anstalt verab-
reicht und der beie Lebterer verlagsweise zu bestreitende Aufwand der Fürstlichen
Landesregierung berechnet.

Ebenso wird der Fürstlichen Landesregierung derjenige Aufwand berechnet,

welcher der Erziehungsanstalt zu Bräunsdorf durch die zi des zu ent-
lassenden Zöglings mit der nöthigen Kleidung und Wäsche em

Zu ent lassende Kranke, die nicht reisefähig sind. werden“ 14. zur Reisefähig-
keit gegen den in §. 2 festgesehten Vergütungssatz in der Anstalt verpflegt.

S. 11.

Vorstehende Uebereinkunft wird unter Festsetzung einer beiden Kontrahen-
ten zustehenden, vom Tage der Kündigung laufenden zweijährigen Kündigungsfrist
dergestalt abgeschlossen, daß dieselbe sofort nach Auswechselung der beiderseitigen
Ministerial-Erklärungen in Kraft tritt.
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Zu Urkund dessen ist die gegenwärtige

Regierungs-Erklärung
ausgefertigt und mit dem größeren Regierungs-Insiegel versehen worden, um gegen
eine entsprechende Erklärung des Königlich Sächsischen Ministeriums des Innern

zu Dresden ausgewechselt zu werden.
Greiz, am 18. Dezember

Fürstlich R m Landesregierung.« . i Diete

(agez) Saupe.

23. 9 3 à.- Moat. 4 J.

i19. Dezember 1894,
betreffend die Vitthellni von Strafnachrichten an die Königlich

portugiesische Regierung.

Auf Grund einer mit der Königlich portugiesischen Regierung getroffenen
Vereinbarung wird zur Nachachtung Seitens der betreffenden Justizbehörden des

Fürstenthumes Folgendes bestimmt:

1. Die in der Regierungobekanmtmachung vom 26. Juni 1888 (Gesetzsamm=
sammlung No. 1. e 29), betreffend Mittheilung von Strafnachrichten
au ausländische genietengen vorgeschriebene Uebersendung von Strafnach=

richten sindet in Zukunft in gleicher Weise auch bezüglich der gegen
einen portugiesischen Staatsangehörigen ergangenen Verurtheilungen statt.

Bei Ausfüllung des Formulars (Strafnachricht à) ist mit Rücksicht auf
die in Portugal übliche Art der Namenführung, wonach alle
namen aufgeführt werden und zwischen dem Vornamen und dem ver

Person zukommenden Familiennamen noch der Familienname der Mutter
oder bei verheiratheten oder verheirathet gewesenen Frauen der von

ihnen vor der Verheirathung geführte Familienname (Geburtsname) ein-

geschoben zu werden pflegt, Folgendes zu beobachten:
In Spalte 4 ist als Familienname des Verurtheilten nur

der ihm riedzdee Familienname (bei verheiratheten oder verheirathet
gewesenen Frauen ihr Geburtsname) aufzunehmen. In dem Raum für

die Vornamen sind sämmtliche Vornamen aufzuführen. Der in den
Namen eingeschobene Familienname der Mutter und bei ver-

heiratheten oder verheirathet gewesenen Frauen der Familienname des
Ehemanns bleiben in Spalte 4 demgemäs weg. Dagegen sind in
Spalte 6 die Familiennamen der beiden Eltern nebst deren sämmt-
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lichen Vornamen und bei verheiratheten oder verheirathet gewesenen
Frauen in Spalte 9 der Vor= und Familienname des Ehemannes oder

früheren Ehemannes aufzuführen.Greiz, am 19. Dezember

Fürstlich Reuß- Plauische „Landesregierung.
Saupe.

24. Patent
vom 28. Dezember 1894,

die im Jahre 1895 zu entrichtenden Landesabgaben betreffend.

Höchstlandesherrlicher Entschließung zufolge soll mit erklärter Zustimmung
des Landtages im Jahre 1895 die nach der Verordnung vom 30. Dezember 1870
in Gemäßheit der Gesetze vom 9. Mai 1857 und 26. Februar 1875 zu erhebende

allgemeine Grundsteuer mit 3 /46 Pfennigen Neichswährung von der Steuereinheit
erhoben werden, während die Erhebung weiterer % Pfennige von jeder Steuer-

einheit vorbehalten bleibt.
Bezüglich der übrigen Abgaben bewendet es, soweit hieran nicht durch

Gesetz etwas geändert wird, bei den bisherigen gesetzlichen Bestimmungen.
Indem dieses zur Nachachtung für Steuerpflichtige. Hebestellen und Ein-

nehmer zur allgemeinen Kenntniß gebracht wird, werden für die an den drei ersten
Terminen mit 1 Pfennig, am vierten mit / Pfennig von jeder Steuereinheit zu

entrichtende Grundsteuer folgende Termine festgesetzt:
e 15. Februar,

der 15. Mai,

der 15. Juli und

der 16. September.

Dabei wird bemerkt, daß bei Entrichtung des vierten Grundsteuertermines
Beträge unter  Pfeunnig wegfallen, Beträge von und über  Pennig für einen
vollen Pfennig gerechnet werden, sowie daß die erforderliche Information der Orts-
steuer-Einnehmer wegen Erhebung des vierten Termines durch das Fürstliche Kataster-

bureau erfolgen wird.
ie Ausschreibung der Termine für die Einkommensteuer bleibt zur Zeit

noch vorbehalten.
Greiz, am 28. Dezember 1894.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung.v. Dietel.

Saupe.
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